
Die Fraktion 
DIE LINKE in 
der Neuen­
hagener Ge­
meindever­
t r e t u n g 
hatte kürz­

lich den Antrag in die GVT ein­
gebracht, dass zukünftig wie­
der alle Satzungen und 
Satzungsänderungen vor der 
Beschlussfassung ausgelegt 
werden.

Bis zur im Jahr 2020 beschlos­
senen Hauptsatzung gab es 
diese Verpflichtung zur Ausla­
ge von Satzungen einschließ­
lich Änderungen vor ihrer Be­
schlussfassung. Die Auslage 
der Satzungen sollte die Infor­
mation und Beteiligung der 
Einwohnerschaft sicherstel­
len. Mit der schrittweisen Ein­
führung des Bürgerinformati­
onssystems war damals die 
Hoffnung verbunden, dass 
sich interessierte Bewoh­
ner*innen der Gemeinde früh­
zeitig informieren und Einfluss 
nehmen können, ohne dass es 
weiterhin einer „formalen“ 
Auslage bedarf. Die Verwal­
tung hatte zudem immer auf 
die Zeit bis zur Verabschie­
dung einer (geänderten) Sat­
zung verwiesen: Es dauere al­
les so lange und es würde sich 
niemand beteiligen.

Zweifellos hat die „digitale 
Gremienarbeit“ dazu beigetra­

gen, dass Informationen zur 
Entwicklung des Ortes von der 
Einwohnerschaft besser wahr­
genommen werden können, al­
lerdings sieht es in der Praxis 
vielfach so aus, dass viele Ein­
wohner eben nicht sofort se­
hen, an welchen Stellen sie be­
sonders betroffen sind und ihre 

Rückmeldung erforderlich sein 
könnte. Die Menge der Informa­
tionen überfordert schlicht­
weg. Das geht den ehrenamt­
lich tätigen Mitgliedern der Ge­
meindevertretung manchmal 
auch so.

Der zurückliegende Prozess 
der Überarbeitung der Kitakos­
tenbeteiligungssatzung zeigte 
dies eindrücklich: Familien wa­
ren entsetzt, dass seitens des 
Bürgermeisters die notwendi­
ge Änderung in der Kostenbe­
teiligung mit der Aufnahme ei­
nes Passus zu Schließzeiten 
verbunden wurde und hierzu 

Wieder ein­
mal der 
„ G r u s ch e ­
weg 6“. Die­
ses Thema 
beschäftigt 
unsere Ge­

meinde nun schon seit Jahren. 
Auch auf der Einwohnerver­
sammlung Mitte November 
2023 wurde es angesprochen, 
wobei unser Bürgermeister 

ausführte, dass er eine weitere 
Bebauung im Baugebiet Gru­
scheweg ja immer abgelehnt 
habe. Allerdings hat er aber die 
Bebauung des Gebietes „Gru­
scheweg 7“ vorangetrieben. Da­
rauf musste erst die Vorsitzen­
de der Gemeindevertretung Dr. 
Ilka Goetz hinweisen.

Jetzt jedoch zum derzeitigen 
Stand. Am 2.12.2021 hatte die 
Gemeinde ein „Ergänzendes 
Verfahren“ beschlossen, um 
den vom Gericht für unwirk­
sam erklärten Bebauungsplan 
(B-Plan) zu heilen und die Be­
bauung abzuschließen. Für 

dieses Verfahren wurde die 
„Plan und Praxis GbR, Ingeni­
eurbüro Stadt- und Regional­
planung Berlin“ beauftragt.

Am 13.11.2023 konnte das Er­
gebnis im Ortsentwicklungs-, 
Bau- und Umweltausschuss 
vorgestellt werden. Dabei wur­
den hauptsächlich die Lärmbe­
lastung und die daraus folgen­
den Probleme untersucht. 

Vom Ingenieurbüro sind wäh­
rend der Bearbeitung in Bezug 
auf Wasser, Klima und Luft so­
wie Kultur- und Sachgüter kei­
ne erheblichen Umweltauswir­
kungen festgestellt worden. 
Nur bei der schalltechnischen 
Überprüfung kam es zu Über­
schreitungen der Orientie­
rungswerte, jedoch nicht im 
Gruscheweg selbst, sondern in 
der Carl-Schmäcke-Straße, die 
jetzt schon am Rande des zu­
mutbaren Lärms sei. Deshalb 
sei es nun erforderlich, zusätz­
liche Maßnahmen in Form pas­
siven Schallschutzes zu reali­
sieren.
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Aktuelle Informationen aus der Fraktion
Gern geben wir Ihnen an dieser Stelle wieder einen Überblick 
über Entscheidungen, die uns in den zurückliegenden Monaten 
beschäftigt haben und die auch für Sie von Bedeutung sind. Und 
zwar kurz und knapp.

  Weiterführende Schule auf dem KWO-Gelände
Die ausreichende Bereitstellung von Schulplätzen, insbesondere 
auch im Bereich der weiterführenden Schulen, beschäftigt uns 
alle, und das seit vielen Jahren! Und so war und ist die Aufnahme 
des Schulbau-Vorhabens auf dem „KWO-Gelände“ in die Schul­
entwicklungskonzeption des Landkreises ein wichtiger Meilen­
stein. Das zu Hoppegarten gehörende „KWO-Gelände“ direkt am 
S-Bahnhof liegt mittendrin in Neuenhagen und Hoppegarten. 
Beide Gemeinden sind gemeinsames Mittelzentrum in Funkti­
onsteilung, hier leben fast 40.000 Einwohner*innen. Damit ist 
wohl nachvollziehbar, warum uns die Schulentwicklung so sehr 
am Herzen liegt. In der Sitzung der Gemeindevertretung am 
4.12.2023 wurde insbesondere der Schulausschuss gebeten, ei­
ne erneute Beratung zur Schule auf dem KWO-Gelände vorzu­
nehmen. Zwar hat der Kreistag am 12. Dezember die Grund­
stücksbereitstellung auf dem KWO-Gelände über einen 
Erbbaurechtsvertrag beschlossen, aber nach der Berichterstat­
tung in der MOZ hierzu scheint es, dass der Landrat nur halbher­
zig dabei ist. Klar muss die Gemeinde Hoppegarten jetzt Baurecht 
schaffen, aber dass dies außerordentlich zügig gehen kann, hat 
unsere Verwaltung gerade gezeigt. Gewiss in hervorragender Ab­
stimmung auch mit dem Bauordnungsamt des Kreises. 

 Trinkwasserbrunnen
In der Oktober-Sitzung hatte die Gemeindevertretung der Ein­
richtung von Trinkwasserbrunnen im Gemeindegebiet grünes 
Licht gegeben und den Bürgermeister beauftragt, diese an ge­
eigneten Plätzen aufzustellen. Wir unterstützen dieses Vorhaben 
ausdrücklich und haben dabei alle Altersgruppen im Blick. Gut 
wäre es, wenn hierzu auch am vielgenutzten Weg im Grünzug am 
Gruscheweg etwas passiert. Von früh bis spät sind hier Jung und 
Alt unterwegs.

 Wertschätzung des Ehrenamts 
Ein Thema, das uns absolut wichtig ist. So wurde auch auf unse­
re Intervention hin die durch den Bürgermeister Scharnke abge­
schaffte Veranstaltung zum Tag des Ehrenamts wieder einge­
führt, um die in den Vereinen und darüber hinaus Engagierten 
mit einer feierlichen Abendveranstaltung zu ehren. Nur an das 
kommunalpolitische Ehrenamt wurde dabei auch in diesem Jahr 
nicht gedacht. Zum Schluss hieß es, der Platz würde nicht rei­
chen. Dafür gab es im Anschluss an die Gemeindevertretung am 
4.12. eine gesonderte Aktivität. Immerhin wurden dieses Mal auch 
die sachkundigen Einwohner*innen bedacht und eingeladen.

 �Kein wirkliches Vorankommen in Bezug auf Fahrrad-
straßen

Seit sieben Jahren… Diverse Gutachten und Konzeptionen liegen 
vor, seit langer Zeit auch ein Beschluss zur Einrichtung der Fahr­
radstraße an der Rüdesheimer Straße und inzwischen ein weiterer 
zur Wiesenstraße. Aber die Umsetzung lässt auf sich warten. Es 
braucht ein Gesamtkonzept oder auf den entsprechenden Straßen 
müssen Fahrräder das vorherrschende Verkehrsmittel sein. Für 

ein Konzept habe die Verwaltung keine Ressourcen, sagt sie. Kürz­
lich berichtete Herr Hitzges von einem Vor-Ort-Termin Ende No­
vember, an dem er ohnehin schon ohne große Erwartungen teilge­
nommen hatte. Die Fahrradstraße an der Rüdesheimer dürfe nicht 
dort enden, wo sie nach aktuellem Antrag enden soll. So kommen 
wir aber nicht weiter. Aus den Verkehrszählungen wissen wir, dass 
der große Teil des von uns beklagten Autoverkehrs von uns selbst 
erzeugt wird – zum Beispiel in der Hauptstraße. Das Thema wird 
auch 2024 sicher auf der Agenda stehen.

 �Vereinsförderung und kostenfreie Nutzung von Sport- 
und Vereinsräumlichkeiten

Beschlossen wurde im Herbst 2023 endlich die Vereinfachung in 
der Förderung und Abrechnung finanzieller Mittel für die Unter­
stützung der Kinder- und Jugendarbeit. Der von uns im Frühjahr 
des Jahres initiierte, von mehreren Fraktionen gemeinsam einge­
brachte Antrag hierzu wurde in den Beratungen der Fachaus­
schüsse von der Verwaltung stark in Frage gestellt, bis hin zur In­
fragestellung einer rechtlichen Zulässigkeit einer vereinfachten 
Abrechnung. Wir haben hier gründlich gearbeitet, auch mit der 
Kämmerin unserer Gemeinde. Die nun verabschiedete vereinfach­
te Abrechnung dieser Fördermittel wurde in den Vereinen sehr po­
sitiv aufgenommen. Im nächsten Schritt muss es nun darum ge­
hen, eine neue Lösung für die 2020 abgeschaffte kostenfreie 
Nutzung von Sporthallen u. ä. für die Kinder- und Jugendarbeit zu 
finden. Wir wollen schließlich, dass die mit öffentlichen Mitteln er­
richteten Räumlichkeiten (Sporthallen und -plätze, Vereinsräume 
im Bürgerhaus) dem Gemeinwesen zur Verfügung stehen und 
nicht doppelt bezahlt werden. Ein weiteres Thema auch in 2024.

 Freibad für alle?
Angesichts einiger Herausforderungen mit Besuchern des Frei­
bads in den zurückliegenden Jahren hatte die Verwaltung für die 
Saison 2023 auf einen vollständigen Online-Verkauf von Ein­
trittskarten gesetzt. Wenn das Freibad ausgebucht sei, würden 
sich weitere Badegäste nicht unnötigerweise auf den Weg ma­
chen. Damit würden weniger Konfliktsituationen entstehen, die 
dann das Personal im Freibad „ausbaden“ müsse.
Soweit nachvollziehbar. Es hat sich allerdings gezeigt, dass eine 
ganze Reihe von potenziellen Freibad-Gästen damit vom Besuch 
ausgeschlossen wurde. Zuletzt wurde davon im Kooperationsrat 
und auf der Einwohnerversammlung berichtet. Hier muss es eine 
andere Lösung geben. Ideen dafür bringen wir in die Beratungen 
gern ein.

 �Rekommunalisierung von Dienstleistungen im  
kommunalen Bereich

Mit der Straßenreinigung, dem Winterdienst und der Laubent­
sorgung sind wir ja bereits seit längerem nicht so richtig zufrie­
den. Und es steht die Frage im Raum, ob wir diese Aufgaben als 
Gemeinde nicht selbst erledigen und dabei besser machen kön­
nen. Auf dieser Basis wurde mit einem von uns eingebrachten 
Antrag der Bürgermeister im April 2023 beauftragt, Vorausset­
zungen für die Realisierung durch den Bauhof zu prüfen und suk­
zessive zu schaffen. Er sollte bis zum Jahresende einen ersten 
Bericht vorlegen. Das ist noch offen. Wir haben nun nachgefragt, 
denn es reicht natürlich nicht, wenn auf der Website schöne 
Nachrichten stehen. Wir hoffen nun sehr, dass der Bürgermeis­
ter dieser Berichtspflicht im Januar 2024 nachkommt.

Kurz und knapp – Aktuelle Informationen aus der Fraktion
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keine angemessene Kommuni­
kation stattgefunden hatte. In 
der Folgezeit brauchte es einige 
Beratungen zur Kompromiss­
findung.

Eine in der Hauptsatzung fest­
gelegte „Auslage“ zur Informa­
tion und Beteiligung der Ein­
wohnerschaft sorgt für die 
eindeutig festgelegte Beteili­
gung und für Transparenz in 
den Entscheidungen. Viel­
leicht ist auch die „Einwohner­
beteiligungssatzung“ anzupas­
sen. Das möge nach der 
Beratung und deutlichen Be­
schlussfassung am 4.12.2023 
(einzig der Bürgermeister 
Scharnke hat abgelehnt) die 
Verwaltung prüfen. Das war 
deutlich und führt hoffentlich 
nun dazu, dass der Bürger­
meister wie beschlossen einen 
Entwurf über die Ergänzung 
der Hauptsatzung vorlegt.

Bürgerbeteiligung stärken  
Fortsetzung von Seite 1

„Gruscheweg 6“ – wie weiter?  Fortsetzung von Seite 1

Aus der Erkenntnis, dass die 
Abtrennung des Gruschewegs 
über den Poller zu einer ein­
seitigen Belastung der An­
wohnerschaft in der Carl-
Schmäcke-Straße führt, 
wurde die Empfehlung abge­
leitet, die Poller zu überprü­
fen, um eine Lastenverteilung 
des Verkehrs zu erreichen. In­
teressanterweise ging der 
Bürgermeister in der Einwoh­
nerversammlung noch weiter: 
Er wollte nicht (nur) die Öff­
nung der Durchfahrt zur Jahn- 
und Fichtestraße, sondern 
gleich noch den Grünzug am 
Gruscheweg mehrfach durch­
trennen. Die über die Jahre 
gewachsene Grünanlage war 
ihm ja schon länger nicht 
wichtig. Wir hatten solche 
Vorschläge bereits in der Ge­
meindevertretung und haben 
sie abgelehnt.

Eine Erschließung des Gebiets 
„Gruscheweg 6“ über die 
Jahn- und Fichtestraße wäre 
das Gegenteil zu den Festle­
gungen des Gerichtsurteils 
aus 2021. Es ist schwer vor­
stellbar, dass das Gerichtsur­
teil zum B-Plan „Gruscheweg 
6“ tatsächlich mit so wenig 
Respekt beachtet wird. Viel­
leicht ist die vorgeschlagene 
Wegnahme des Pollers aber 
auch nur eine „Nebelkerze“ 
und soll nur dazu führen, alle 
anderen Straßen mit Durch­
gangsverkehr zu belasten. So 
geht es aber nicht.

Die Aufgabe des Ingenieurbü­
ros lautete, den Fehler im B-
Plan Gruscheweg zu heilen 
und nicht, weitere Problemfel­
der in Neuenhagen der Bebau­
ung des Gruscheweges anzu­
lasten.

Die Lärmbelastung in der 
Carl-Schmäcke-Straße kön­
nen wir im Übrigen nicht mit 
Festlegungen im B-Plan für 
den „Gruscheweg 6“ lösen. So 
wurde seitens der SPD-Frakti­
on auf andere mögliche und 
durch das Planungsbüro auf­
gezeigte Maßnahmen hinge­
wiesen, z. B. die Beschrän­
kung der Höchstgeschwindig­
keit auf 30 km/h.

Das ist unserem Bürgermeis­
ter in der Hauptstraße gelun­
gen, das wird ihm bestimmt 
auch in der Carl-Schmäcke-
Straße gelingen.

Es liegt jetzt in der Verantwor­
tung aller Gemeindevertreter, 
eine Lösung zu finden, die für 
die Neuenhagener gut ist und 
die dem weiteren Fortgang der 
Bebauung nicht im Wege steht.

 Gestaltung des Bahnhofsumfelds
Die Umsetzung des 2. Bauabschnitts an der Eisenbahnstraße ist 
offen. In der Einwohnerversammlung wurde u.a. der 2. Zugang 
zum Bahnsteig (auf der Nordseite in östlicher Richtung) ange­
sprochen und dazu in der Sitzung der Gemeindevertretung von 
der SPD-Fraktion nachgefragt. Die Verwaltung hat angekündigt, 
die Gestaltungsvorschläge nun bald vorzulegen. Und auch der 
zusätzliche Zugang zum Bahnsteig wird mitgedacht. Vielleicht 
lässt sich der Hinweis aus der Einwohnerversammlung, die Bus­
haltestellen südlich der Bahngleise besser auszuschildern, zügig 
umsetzen.

 Dankeschön und alles Gute für die Zukunft!
Zum Ende des Kalenderjahres 2023 wird die Fachbereichsleite­
rin und Allgemeine Stellvertreterin des Bürgermeisters Frau Fäl­
ker das Rathaus verlassen. Zum 1.1.2024 wird sie als Leiterin 
des Bauordnungsamts des Landkreises die Nachfolge von Frau 
Bork antreten. Wir danken an dieser Stelle ausdrücklich für die 
hervorragende Zusammenarbeit in den vergangenen Jahren und 
wünschen alles Gute für die Zukunft.

Foto: Ulrich Broniecki 



Seite 4

Von Ulrich Broniecki. In den 
vergangenen Jahren wurde in 
Neuenhagen viel gebaut. Ne­
ben den zahlreichen Ein­
familienhäusern entstanden 
auch mehr oder weniger große 
Mehrfamilienhäuser und 
Wohnanlagen, zum Beispiel die 
Seniorenwohnanlagen in der 
Straße „Am Krankenhaus“ und 
die in der Bauvorbereitung be­
findliche Anlage an der Schön­
eicher Straße sowie die Mehr­
stöcker am Gruscheweg - auch 
sie mit einem Anteil an behin­
dertengerechten Wohnungen. 
Dass das ‚behindertengerecht‘ 
teilweise leider an der Haustür 
endet, ist im Beitrag ‚Versäumte 
Chancen‘ thematisiert.

Der Bau von Mietwohnungen 
ist wichtig, denn so wird auch 
denjenigen Menschen eine 
Bleibe im Ort geboten, die kein 
Grundstück bearbeiten wollen 
oder können. Die Idee vieler 
Gemeindevertreter dabei war, 
dass so auch älteren Mitbür­
gern die Möglichkeit gegeben 
wird, ihr Grundstück abzuge­
ben und sich hier im Ort kleiner 
und „arbeitsärmer“ einzurich­
ten, im vertrauten Wohnumfeld 
zu bleiben und die Kontakte 
weiter zu pflegen. Oder jungen 

Leuten das Ausziehen bei den 
Eltern zu ermöglichen. Prak­
tisch hat das aber nur teilweise 
funktioniert, weil viele sich die 
zur Zeit üblichen Mondpreise 

für die Miete schlichtweg nicht 
leisten können. Junge Leute 
sowieso nicht, und bei den an­
deren nur diejenigen, die ihr 
Grundstück teuer verkauften. 
Wer das Haus aber z. B. an Fa­
milienangehörige weitergab, 
blieb vermutlich außen vor.
Bezahlbaren Wohnraum in der 
Gemeinde zu schaffen bzw. zu 

erhalten, braucht mehr als nur 
einen guten Willen oder das 
Aussprechen der Forderung.
Für weitere Projekte in der Ge­
meinde, wie zum Beispiel für 

die Gestaltung und Bebauung 
des ehemaligen Blumen-Liebe-
Grundstücks, die Entwicklung 
des „Reichelt-Dreiecks“ oder 
die Planung für das Areal der 
ehemaligen Schweineställe 
am „Alten Gut“ muss von den 
Vorhabenträgern gefordert 
und mit ihnen vereinbart wer­
den, auch ein entsprechendes 

Kontingent an bezahlbarem 
Wohnraum zu realisieren. 

Denn nur so halten wir die be­
treffenden Menschen in der 
Gemeinde und erhalten auch 
die gewachsene Bevölkerungs­
struktur. Vorreiter ist hier die 
kommunale KENeu, die in den 
vergangenen vier Jahren sechs 
Wohnungen fertiggestellt und 
49 renoviert oder modernisiert 
und zu einem moderaten Preis 
vermietet hat. Das soll fortge­
führt werden und Schule ma­
chen. 

Es ist aber ebenso eine Auffor­
derung an die Gemeindever­
tretung und vor allem an den 
Bürgermeister, bei der Ent­
wicklung von Bebauungsplä­
nen zu bedenken, dass sich 
„überbordende“ zusätzliche 
Anforderungen letztlich auf die 
Miethöhen des künftigen 
Wohnraums auswirken wer­
den. Dann ist der Wohnraum 
zwar da, aber nicht bezahlbar. 

Den Worten Taten folgen lassen – Guter Wille allein reicht nicht aus.

Von Christine Hövermann. Die meisten 
Menschen denken eher weniger an 
Barrierefreiheit. Die erste Assoziation ist 
häufig mit schweren Behinderungen ver­
bunden und davon sind „nur“ ca. 9 % der 
Bevölkerung betroffen und nicht alle davon 
sind in ihrer Mobilität eingeschränkt. Trotz­
dem merkt man im Alltag, gerade auch mit 
Kinderwagen oder Fahrrad, bestimmte 
Hindernisse. Beispielsweise fehlende oder 
nur unzureichend abgesenkte Bordsteine, 
schlecht gebaute Wege und Ähnliches. Für 
schwerbehinderte Menschen sind diese 
gesellschaftlichen Unachtsamkeiten je­
doch nicht nur ein Ärgernis, sondern stel­
len unter Umständen Hindernisse dar, die 

allein und selbstständig nicht überwun­
den werden können.

Das Bewusstsein für dieses Thema war in 
früheren Zeiten nicht so ausgeprägt wie 
heute und hat darum wenig Einfluss auf 
bauplanerische Überlegungen für den öf­
fentlichen Raum genommen. Die notwendi­
gen Anpassungen geschehen nun meist 
nach und nach. Umso mehr müssen wir 
uns aber wundern, wenn in „Neubaugebie­
ten“ wie zum Beispiel im Gruscheweg und 
insbesondere bei der Planung der Mehrfa­
milien-Gebäude nebst Wegen und Park­
plätzen die Chance vertan wurde, es gleich 
„richtig zu machen“: Nicht oder nur mini­

Versäumte Chancen 

Saniertes KENeu-Haus in der Rudolf-Breitscheid-Allee. Foto: U. Broniecki 

Foto: Ulrich Broniecki 
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Vor einiger Zeit besuchte ich 
bei der IHK Potsdam einen sehr 
interessanten internationalen 
Kongress unter Regie des Insti­
tuts für Klimafolgenforschung 
(PIK) zu extremen Wettersitua­
tionen. Leider fielen mir dort 
keine Verantwortlichen aus den 
Verwaltungen auf. In den Bei­
trägen wurde klar, dass es etli­
che technische Entwicklungen 
gibt, um den Folgen des Klima­
wandels zumindest teilweise zu 
begegnen. Für extreme Wetter­
situationen kann mit alten Ver­
waltungs- und DIN-Vorschriften 
keine nachhaltige Arbeit ent­
stehen. Prof. Schellnhuber 
(PIK) war der Ansicht, dass an 
jedem Ort und zu jeder Zeit ext­
reme Wettersituationen derzeit 
auftreten können. Deshalb 
müssen modernste Erkenntnis­
se auf allen Gebieten intelligent 
und nicht nur „von Amts we­
gen“ umgesetzt werden.

Für unsere Gemeinde hätte 
zum Beispiel eine Decken­
strahlungsheizung effektiv sein 
können, die ähnlich der Fußbo­
denheizung arbeitet, sich aber 
wesentlich einfacher und ma­
terialsparend einbauen oder 
nachrüsten lässt und die sehr 

kosten- und energieeffektiv*) 
arbeitet. Zudem lässt sie sich 
im Sommer zur Kühlung der 
Räume einsetzen. Genaueres 
dazu war unserer auftragverge­
benden Verwaltung seit 2020 
unter www.wasserkabel.de 
bekannt. Ich frage mich, war­
um solche intelligente Technik 
nicht beim Neubau der Schule 
genutzt wurde. Ist das Verfah­
ren dem Auftraggeber nicht be­
kannt gewesen ? Dann wurden 
wohl entsprechende Schulun­
gen, Tagungen oder Informatio­
nen zu nutzen versäumt. Oder 
gibt es andere Gründe? Immer­
hin hatte ich den Bürgermeis­
ter per E-Mail am 29.12.2019 
über diese Technik informiert. 

Sollte diese Technik nicht auch 
bei der Erstellung einer „kom­
munalen Wärmeplanung“ (Bei­
spiele in Berlin und internatio­
nal) berücksichtigt werden 
können?

In der genannten Konferenz er­
fuhr ich auch, dass die Anpas­
sung und Modernisierung von 
Vorschriften und technischen 
Regelwerken an neue Gege­
benheiten sehr lange dauert, 
bei Normen des DIN ca. 20 bis 

25 Jahre. Ist es dann sinnvoll, 
sich bei allen Planungen auf 
diese Vorschriften zu beziehen 
und nur sie zugrunde zu legen, 
ohne neue intelligente Er­
kenntnisse zu nutzen? In der 
Fliederstraße wurde z. B. auf 
Basis aktuell gültiger, aber al­
ter Vorschriften ein Auftrag für 
die Sanierung eines Regen­
wasserkanals vergeben, ob­
wohl nach meiner Kenntnis 
preiswertere und günstigere 
Möglichkeiten bestanden hät­
ten. Leider wurde trotzdem der 
eigentliche Schaden nicht be­
seitigt. Ebenso braucht man 
sich nicht zu wundern, wenn in 
Fachkreisen die Neuenhage­
ner Generalentwässerungs­

konzeptionen (GWK) als unge­
nügend bewertet werden.

Ich finde, dass sowohl die Ver­
antwortlichen in der Verwal­
tung wie auch die Abgeordne­
ten gefordert sind, sich 
regelmäßig über neue Erkennt­
nisse und Verfahren zu infor­
mieren und um diese dann 
zum Wohl der Einwohner des 
Ortes zu nutzen. 

Dietrich Schulze

*)      mit nur 50 bis 70 % Wär­
me-Betriebskosten (aus Haus­
halts-Mitteln) über die norma­
tive Nutzungsdauer (NND) von 
über 50 Jahren

Ständiges Lernen in unserer Gesellschaft 
Warum dauert es so lange, bis neue Technologien in unseren Bauvorhaben berücksichtigt werden?  

     Leserbrief

mal abgesenkte Bordsteine, Stufen zum 
Parkplatz und zu den Müllplätzen, alterna­
tiv lange Umwege. Dies stellt eine unan­
genehme Herausforderung für jeden geh­
behinderte Menschen dar. Oft gehören 
auch Rentner*innen, die hier sorgenfrei 
die angenehme Nachbarschaft genießen 
wollen, dazu und man kommt als Anwoh­
ner nicht umhin zu bemerken, dass auch 
diese Personengruppe mit den derzeiti­
gen Umständen zunehmend Schwierigkei­
ten hat. Diese Versäumnisse sind nur 
schwer und kostspielig zu beheben. Glei­
ches gilt für die unzureichend abgesenk­
ten Bordsteine im gesamten Gruscheweg.

Es bleibt zu hoffen, dass in den weiteren 
Planungen der Bauträger das Thema Bar­
rierefreiheit einen höheren Stellenwert 
hat, schließlich profitieren alle davon und 
das nicht erst, wenn man nicht mehr gut 
zu Fuß ist.

Auch etwas weniger offensichtliche Maß­
nahmen sollten nicht unerwähnt bleiben. 
Dazu gehört auch, Gebäude mit Treppen­
lift oder Fahrstuhl zu kennzeichnen und 
Auskunftstafeln und Bedienelemente auf 
einer Kompromisshöhe anzubringen. Ein 
kritischer Blick auf die Zugänglichkeit und 
Gestaltung von Spiel- und Erholungsflä­

chen für alle Altersgruppen, eine barriere­
freie Gestaltung der Website der Gemein­
de einschließlich der Verwendung einer 
leichten Sprache gehören sicher ebenfalls 
dazu.

Es gibt viele weitere kleine Möglichkeiten, 
das Leben aller etwas leichter zu machen. 
Meist reicht etwas mehr Aufmerksamkeit 
im Miteinander und sich ein wenig hinein­
zudenken in die (Grund-)Bedürfnisse un­
serer diversen Mitmenschen.

Fliederstraße - eine schöne, alte Betonstraße von 1943, die sich nach den 
Bauarbeiten etwas verändert hat. Foto: Ulrich Broniecki 
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Von Klaus Kann. Bereits seit vielen Jah­
ren wird über die Entwicklung des soge­
nannten „Reichelt-Dreiecks“ diskutiert. 
Es handelt sich um 12.700 m², - gelegen 
am nördlichen „Netto“-Markt, der einst 
den Namen „Reichelt“ trug – die immer 
noch ungenutzt sind und zu alledem zuge­
müllt werden. Dabei sind entwickelbare 
Flächen in Besitz der Gemeinde Neuenha­
gen mehr als knapp. Lediglich auf das Ge­
lände der Kleingartenanlagen zwischen 
Amselsteg und Parkstraße hat die Ge­
meinde noch nennenswerten Einfluss, um 
für gemeindliche Aufgaben in der Zukunft 
handlungsfähig zu bleiben – eine „stille 
Reserve“ und zugleich ultima ratio, denn 
sie würde das Ende für viele Kleingärten 
bedeuten.

Das Reichelt-Dreieck gehört seit Jahr­
zehnten der EDEKA-Gruppe, doch seit 
Kurzem hat die Gemeinde darauf ein Vor­
kaufsrecht verhandelt. Zuvor waren in 
2017 Verkaufsverhandlungen mit der in 
Neuenhagen bereits aktiven Entwick­
lungsfirma für Immobilien „NIC“ vorange­
schritten, die auf dem Gelände senioren­
gerechtes Wohnen bauen wollte. Ein 
Vorhaben, das sie bereits in der Carl-
Schmäcke-Straße gegenüber der Arche 
realisiert und damit auch Vertrauen auf­
gebaut hatte. Die Gemeindevertretung 
hat dieses dazumal jedoch mehrheitlich 
abgelehnt. Sie wollten, allen Widersprü­
chen der Fraktion DIE LINKE zum Trotz, 
dort eine neue Grundschule bauen, viel­
leicht auch als Ersatz für die Fallada-Schu­
le, obwohl schon damals klar war, dass ei­
ne moderne, den heutigen Ansprüchen 
gerecht werdende Schule, auf dem Gelän­
de niemals ausreichend Platz finden wür­
de. Die diese Variante befürwortenden 
Fraktionen wollten an dieser Stelle viel 
Geld für ein Grundstück und eine Schule 
ausgeben, die nicht zukunftsorientiert 
und von vornherein zu klein war. 

Aktuelle Schulsituation und Ausblick

Seither haben sich viele Dinge ereignet, in 
der Schulpolitik und auf dem Wohnungs­
markt. Die Schule wurde, wie schon da­
mals von der LINKEN vorgeschlagen, 
stattdessen am Gruscheweg beschlossen 
und ist auf dem guten Weg fertig zu wer­
den – nur hier hat sie entsprechend Platz, 
der Baufortschritt ist nun für alle sichtbar. 
Es hätte sogar zudem für eine Oberschule 
bzw. ein Gymnasium gereicht. Doch die 

faktenbefreite ewige Schulstandortdis­
kussion rund um das Reichelt-Dreieck so­
wie eine unnötig verprellende Kommuni­
kation zwischen Rathaus Neuenhagen 
und Landratsamt in Seelow beendeten die 
noch zuvor unter Bürgermeister Jürgen 
Henze vorangeschrittenen Pläne, auch für 
die Errichtung eines Neubaus für die För­
derschule am Amselsteg. Die geht nun 
nach Altlandsberg. Der Kreis ist nun viel­
mehr mit der Gemeinde Hoppegarten im 
Gespräch und in Verhandlung, um das 
ehemalige KWO-Gelände zu erwerben. 
Hier soll nun eine weiterführende Schule 
mit gymnasialer Oberstufe neu gebaut 

werden, die dringend gebraucht wird und 
deren Neubau wir fordern und unterstüt­
zen.

Neuenhagen geht bei den Oberschulen 
nun also leer aus. Bei den Grundschulen 
aber ist die Erweiterung der Goethe-Schule 
abgeschlossen, die Fallada-Schule ver­
bleibt aktuell an Ort und Stelle. Rein von 
der Anzahl sind also derzeit genügend 
Grundschulplätze vorhanden. 

Sollte ein Ersatzneubau der Fallada-Schu­
le notwendig werden, bietet sich ein Teil 
des Geländes der Kleingartenanlage zwi­
schen Parkstraße und Amselsteg, unter 

Einbeziehung des Geländes der jetzigen 
Schule am Amselsteg an.
Wenn zudem das ebenfalls von der Fraktion 
DIE LINKE mit vorgeschlagene sichere 
Radfahrnetz zur Schule am Gruscheweg 
umgesetzt wird, ist hier die Erreichbarkeit 
so gut wie zu jeder anderen Grundschule 
in Neuenhagen, wenn nicht sogar besser. 

Also besteht keine akute Notwendigkeit 
mehr, auf dem sowieso nicht optimalen 
Standort des Reichelt-Dreiecks eine Schule 
zu bauen. Doch was wird nun aus dem Vor­
kaufsrecht – also der Möglichkeit, es zu er­
werben, bevor jemand anderes zuschlägt?

Neuenhagener Senioren sind uns wichtig

Der Wohnungsmarkt in Neuenhagen ist 
mehr als am Anschlag. Genauso wie es 
immer mehr junge Familien in das Rand­
gebiet von Berlin zieht, genauso wollen 
die älteren Neuenhagener ihren liebge­
wordenen Heimatort auch nicht verlas­
sen. Altersgerechter Wohnraum wurde in 
den letzten Jahren geschaffen, aber er 
reicht bei Weitem nicht aus. Außerdem 
sollte der Standort eines solchen Woh­
nens gut überlegt sein. Das Reichelt-Drei­
eck erfüllt mehrere Kriterien schon jetzt. 
Es gibt eine Einkaufsmöglichkeit und der 
Bus hält fast direkt vor der Tür. Wenn das 

Reichelt-Dreieck: Handeln wir jetzt!

Das Reichelt-Dreieck zwischen Lindenstr. und Hohe Allee. Foto: Ulrich Broniecki 
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Gelände entwickelt würde, auf dem neben 
dem altersgerechten Wohnen auch Frei­
zeitmöglichkeiten, Apotheke, Physiothera­
pie, Fußpflege, Friseur, Bäckerei mit Café, 
Sparkassen-Automat und vielleicht auch 
ein Gemeinschaftsraum für Festivitäten 
geschaffen werden könnten, wie es die 
Pläne von 2017 schon aufzeigten, hätten 
wir fast ein Rundum-Sorglospaket für un­
sere älteren Bürger. Idealerweise sollte 
dieses Objekt von einem Entwickler ge­
baut werden, der das nötige Know-how 
hat – vielleicht auch mit Unterstützung 
durch die KENeu, also Neuenhagens eige­
ner Wohnungsgesellschaft. Als Beispiel 
kann man die Seniorenwohnanlage Guts­
hof in Hoppegarten nehmen. Die Wohnun­
gen sind hervorragend ausgestattet und 
behindertengerecht, aber trotzdem fügt 
sich die gesamte Anlage sehr angenehm 
in den ländlichen Raum ein. Einkaufsmög­
lichkeit, Ärztehaus, Apotheke, Sparkasse 
etc. sind fußläufig für die Bewohner er­
reichbar. Bis auf einige wenige Abstriche 
wäre so etwas auch auf dem Gelände des 
Reichelt-Dreiecks vorstellbar. Handeln wir 
jetzt! Treten wir mit erfahrenen Bauunter­
nehmen in den Austausch.

Ebenfalls positiv und in keinem Fall zu un­
terschätzen sind die Auswirkungen auf die 
gesamte Gemeinde. Durch den Umzug äl­
terer Bewohner in ein Objekt für altersge­
rechtes Wohnen wird schlichtweg Wohn­
eigentum in Neuenhagen frei. Damit 
müssen weniger Häuser im Ort für junge 
Familien neu gebaut werden und es wer­
den weniger Flächen im innerörtlichen 
Raum versiegelt. 

Neuenhagen lebt vom Mix der Generatio­
nen, das ist unser jahrzehntelanges Er­
folgskonzept, nicht erst seit der Wende. 
Dazu gehört zweifelsfrei das Altern in 
Würde und im gewohnten Umfeld. Verges­
sen wir nicht: Es sind die Älteren, die dazu 
beigetragen haben, dass Neuenhagen der 
Ort ist, der er jetzt geworden ist. Als 
„Dank“ dafür sollten sie nicht aus dem Ort 
vertrieben und vergessen werden. 
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E-Mail: neuenhagen@dielinke-mol.de

Haben Sie Interesse, sich stärker an der 
Entwicklung unserer Gemeinde zu be­
teiligen? Die Beratungen in den Fach­
ausschüssen zu bereichern und dabei 
besonders auf soziale Belange zu ach­
ten? Sie wollten schon immer mal ins 
Gespräch mit den Mitgliedern unserer 
Fraktion kommen oder haben konkrete 
Anregungen und Fragen?

Dafür ist Platz in unseren Beratungen 
der Fraktion! Darüber hinaus informie­
ren wir Sie gern, wie Sie bspw. als 
„Sachkundige*r Einwohner*in“ in der 
Gemeindevertretung mitwirken können. 
Wir freuen uns, wenn Sie die Arbeit un­
serer Fraktion unterstützen oder zu­
künftig auch aktiv mitwirken möchten: 
Im Juni 2024 finden die nächsten Kom­
munalwahlen statt.

Die nächsten Termine einer Fraktions­
sitzung: 17. Januar 2024 und 28. Februar 
2024 jeweils um 18.00 Uhr im Frakti­
onsraum des Rathauses. Gern können 
Sie uns auch per E-Mail erreichen unter 
neuenhagen@dielinke-mol.de.

Bis bald!
Die Fraktion DIE LINKE 

Mittendrin statt nur dabei – Kommunalpolitik konkret mitgestalten
Interessierte Einwohner:innen sind herzlich willkommen!

Das Reichelt-Dreieck, noch eine ungepflegte Brache. Foto: Ulrich Broniecki 
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Von Angela Klamke. Am 
29.11.2023 waren Mitglieder 
des Schulausschusses und 
weitere Gemeindevertreter*in­
nen der Einladung gefolgt, die 
Schulküche in Beelitz zwecks 
Information und Erfahrungs­
austausch zu besuchen. Hin­
tergrund sind die Gedanken 
der Neuenhagener, künftig ei­
ne eigene Schulküche zu pla­
nen, um die Qualität der Kita- 
und Schülerspeisung zu 
verbessern. Anlass dafür sind 
regelmäßig wiederkehrende 
Berichte über die mangelnde 
Qualität und auch die Unzufrie­
denheit über die Angebote in 
den Ausschreibungen. Da die 
Einrichtung einer Schulküche 
hier vor Ort nicht kurzfristig re­
alisiert werden kann, gab es im 
Schulausschuss bereits länge­
re Zeit den Wunsch, eine sol­
che Einrichtung zu besichtigen.

In Beelitz befindet sich die 
Schulküche in einer sehr gro­
ßen Kita und es werden hier 
knapp 1.000 Essen, Früh­
stücksbrote und Vesper von 
zwei Köchen und mehreren 

Hilfskräften angeboten. Der 
Speiseplan beinhaltet auch 
laktosefreies, veganes und 
muslimisches Essen sowie 
Nachspeisen, die entweder 
Quarkspeise, Pudding, Obst 
oder Salat beinhalten.

Auf die Frage nach der Qualität 
des Essens - ob Schulküche 
oder Catering - hat man sich 
mehrheitlich für Schulküche mit 
der Begründung entschieden, 
dass selbst gekocht wird, regio­
nale Lebensmittel eingesetzt 
werden und engerer Kontakt zu 
den Einrichtungen besteht.

In einigen schulischen Einrich­
tungen wie Kita, Hort und Gym­
nasium wird zur Zeit getestet, 
wie Buffetessen ankommt. Das 
heißt, die Kinder füllen sich ih­
re Teller nach eigenem Bedarf 
und können sich nach Wunsch 

eine weitere Portion holen. Das 
zeigt, dass u. a. weniger in die 
„Speckitonne“ kommt, die Kin­
der selbst entscheiden kön­
nen, wieviel sie sich auf den 
Teller tun; das Ganze wird sehr 
gut angenommen.

Eine neue Teststrecke läuft au­
ßerdem in einem Gymnasium – 
dort wird zusätzlich zur Schul­
speisung ein Kiosk mit kleinem 
Imbiss, belegten Brötchen, 
Quarkspeise oder auch Pizza 
betrieben, allerdings zu norma­
len, nicht gestützten Preisen. 

Insgesamt war der Austausch 
sehr interessant und es könnte 
ja auch bei Bedarf noch zusätz­
liche Informationen für eine 
Lehrküche geben. Über die fi­
nanziellen Auswirkungen der 
Schulküche und weitere As­
pekte hat der Leiter des Fach­
bereichs „Bürgerdienst und 
Einrichtungen“ in der Gemein­
deverwaltung schriftliches Ma­
terial erhalten. Sehr gern 
möchten wir uns in der nächs­
ten Sitzung des Schulaus­
schusses dazu noch einmal 
austauschen. Unsere Fraktion 
unterstützt die Überlegungen 
für eine eigene Schulküche im 
Rahmen der Rekommunalisie­
rung und beteiligt sich gerne 
an der Suche nach gangbaren 
und finanziell tragbaren Wegen 
der Realisierung. 

Essen liefern lassen oder künftig wieder selbst kochen?

Der Schulbau am Gruscheweg. Foto: Ulrich Broniecki 

Liebe Neuenhagenerinnen und  
Neuenhagener!

Die Redaktion und alle Autorinnen 
und Autoren bedanken sich für Ihr 
Interesse. Wir freuen uns, wenn Sie 

mit uns die Entwicklung im Ort kri­
tisch betrachten und voranbringen 
wollen, und hoffen, dass Sie dieses 
auch im kommenden Jahr fortsetzen. 

Für Sie haben wir immer ein offenes 
Ohr! Danke für Ihre Hinweise und 
Wortmeldungen! Bleiben oder wer­
den Sie engagiert für ein sozial aus­
gewogenes, lebenswertes Neuen­
hagen!

Wir wünschen Ihnen ein gesundes,  
erfolgreiches und hoffentlich friedlicheres Jahr 2024!

Foto: Jens Kracheel 


